
PRESSESTATEMENT 

Bundestag beschließt  

Lieferkettengesetz: „Noch nicht 

am Ziel, aber endlich am Start“ 

 

Berlin,11.06.2021. Der Bundestag hat in seiner heutigen Sitzung das Lieferkettengesetz 

verabschiedet. Johanna Kusch, Koordinatorin des zivilgesellschaftlichen Bündnisses 

„Initiative Lieferkettengesetz“, kommentiert: 

„Im Kampf gegen Menschenrechtsverletzungen und Umweltzerstörung in den Lieferketten 

sind wir noch lange nicht am Ziel, aber seit heute endlich am Start: Erstmalig verpflichtet 

hierzulande ein Gesetz Unternehmen, Verantwortung für die Menschen in ihren 

Lieferketten zu übernehmen. Das ist ein Erfolg der Zivilgesellschaft und eine gute 

Nachricht für alle, die unter ausbeuterischen Bedingungen in den Lieferketten deutscher 

Unternehmen arbeiten. 

Der heutigen Abstimmung im Bundestag ist eine Lobbyschlacht vorausgegangen, die 

ihresgleichen sucht. Leider haben das Wirtschaftsministerium und viele Unions-

Abgeordnete das Gesetz auf Druck der Wirtschaftslobbyisten an zahlreichen Stellen 

abgeschwächt. Das Gesetz umfasst zu wenige Unternehmen und macht zu viele Ausnahmen 

bei den Sorgfaltspflichten. Es verweigert Betroffenen den Anspruch auf Schadensersatz 

und setzt leider kein Zeichen für den Klimaschutz in Lieferketten. 

Deswegen ist dieses Gesetz nur ein Etappenerfolg. Die Zivilgesellschaft wird auch 

weiterhin für Menschenrechte und Umweltschutz in der gesamten Wertschöpfungskette 

streiten: Für Nachbesserungen im Lieferkettengesetz, für eine wirkungsvolle Umsetzung 

und für eine europaweite Regelung, die an entscheidenden Stellen über das deutsche 

Gesetz hinausgeht.“  

 

Hintergrund: 

Das „Gesetz über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten“, das der 

Bundestag heute verabschiedet hat, tritt 2023 in Kraft und erfasst zunächst Unternehmen 

ab 3.000, von 2024 an dann Unternehmen ab 1.000 Mitarbeiter*innen. Diese Unternehmen 

müssen fortan bei direkten Zulieferern sowie anlassbezogen auch bei indirekten 

Zulieferern Risiken für Menschenrechtsverletzungen und Umweltzerstörung ermitteln, 

Gegenmaßnahmen ergreifen und diese gegenüber dem Bundesamt für Wirtschaft und 

Ausfuhrkontrolle (BAFA) dokumentieren.  

Insbesondere auf Druck der CDU und des CDU-geführten Bundeswirtschaftsministeriums ist 

der ursprüngliche Gesetzentwurf an zahlreichen Stellen abgeschwächt worden. Anders als 

zunächst von Bundesarbeitsminister Heil (SPD) und Bundesentwicklungsminister Müller 

(CSU) vorgesehen, gilt das Gesetz für weniger Unternehmen, schränkt die 

Sorgfaltspflichten von Unternehmen stark ein und begründet keinen zivilrechtlichen 

Haftungstatbestand mehr. Das bedeutet, dass Betroffene von Menschenrechtsverletzungen 

auf Basis dieses Gesetzes keinen Schadensersatz von Unternehmen einklagen können. Eine 

weiterführende Analyse des Gesetzes findet sich unter: 



https://lieferkettengesetz.de/wp-content/uploads/2021/06/Initiative-

Lieferkettengesetz_Analyse_Was-das-neue-Gesetz-liefert.pdf 

Die Initiative Lieferkettengesetz hat sich seit September 2019 für ein starkes 

Lieferkettengesetz in Deutschland eingesetzt. Gestartet als Bündnis aus 64 

zivilgesellschaftlichen Organisationen vereint die Initiative mittlerweile 128 

Menschenrechts-, Entwicklungs- und Umweltorganisationen sowie Gewerkschaften und 

kirchliche Akteure.  

 

Kontakt: 

Johannes Heeg, Sprecher „Initiative Lieferkettengesetz”, Tel.: 0151-10611346, E-Mail: 

presse@lieferkettengesetz.de    

 

Die Initiative Lieferkettengesetz wird getragen von:  

Arbeitsgemeinschaft der Eine Welt-Landesnetzwerke in Deutschland e.V. (agl), Brot für die 
Welt, Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND), Christliche Initiative 
Romero e.V. (CIR), CorA-Netzwerk für Unternehmensverantwortung, Deutscher 
Gewerkschaftsbund (DGB), European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR), 
Forum Fairer Handel e.V., Germanwatch e.V., Greenpeace e.V., INKOTA-netzwerk e.V., 
Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR e. V., Oxfam Deutschland e.V., SÜDWIND e.V., ver.di - 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, WEED - Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung 
e.V., Weltladen-Dachverband e.V., Werkstatt Ökonomie e.V.  
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